
   
     

 

       

       

       

             

                 

                   

                 

                           

                 

                 

             

               

       

           

 

               

               

                       

                   

               

             

                   

                     

         

               

               

                   

               

                     

                         

                       

Ra 2018/18/0001­5 
23. Jänner 2018 

I M N A M E N D E R R E P U B L I K ! 

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch die Vorsitzende Vizepräsidentin 

Dr.in Sporrer sowie den Hofrat Mag. Nedwed, die Hofrätin 

Mag. Dr. Maurer­Kober, den Hofrat Dr. Sutter und die Hofrätin 

MMag. Ginthör als Richterinnen und Richter, unter Mitwirkung der 

Schriftführerin Mag. Wech, über die Revision des M E A in H, vertreten durch 

Dr. Gerhard Mory, Rechtsanwalt in 5020 Salzburg, Wolf­Dietrich­Straße 19/5, 

gegen das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 24. Oktober 2017, 

Zl. W138 2138788­1/15E, betreffend eine Asylangelegenheit (belangte 

Behörde vor dem Verwaltungsgericht: Bundesamt für Fremdenwesen und 

Asyl), zu Recht erkannt: 

Die Revision wird als unbegründet abgewiesen. 

Entscheidungsgründe: 

1	 Der Revisionswerber, ein afghanischer Staatsangehöriger, stellte am 

28. Oktober 2015 einen Antrag auf internationalen Schutz. 

2	 Mit Bescheid vom 29. September 2016 wies das Bundesamt für Fremdenwesen 

und Asyl (BFA) den Antrag des Revisionswerbers auf internationalen Schutz 

zur Gänze ab, erteilte ihm keinen Aufenthaltstitel aus 

berücksichtigungswürdigen Gründen gemäß § 57 Asylgesetz 2005 

(AsylG 2005), erließ gegen ihn eine Rückkehrentscheidung und stellte fest, 

dass die Abschiebung nach Afghanistan zulässig sei. Die Frist für eine 

freiwillige Ausreise betrage vierzehn Tage. 

3	 Die dagegen erhobene Beschwerde wies das Bundesverwaltungsgericht 

(BVwG) nach Durchführung einer mündlichen Verhandlung mit dem 

angefochtenen Erkenntnis als unbegründet ab und erklärte die Revision gemäß 

Art. 133 Abs. 4 B­VG für nicht zulässig. 

4 Begründend führte es ­ zusammengefasst ­ u.a. aus, der Revisionswerber 

stamme aus einem Dorf in der Provinz Kapisa und gehöre zur Volksgruppe der 

Tadschiken. Vor seiner Ausreise aus Afghanistan habe er drei Jahre lang in 
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Kabul das Gymnasium besucht, wo er allein im Stadtteil Sarai Shamaali gelebt 

habe. Aus näher dargestellten Gründen könne nicht festgestellt werden, dass 

der Revisionswerber im Falle der Rückkehr in den Herkunftsstaat verfolgt 

würde. Auch subsidiärer Schutz sei ihm nicht zu gewähren, weil es sich bei der 

Provinz Kapisa um eine relativ friedliche Provinz in Afghanistan handle und er 

dorthin auch ohne Gefährdung zurückkehren könne. Hilfsweise stehe ihm eine 

inländische Fluchtalternative insbesondere in Kabul zur Verfügung. Er sei ein 

arbeitsfähiger, junger Mann, spreche die Landessprache, verfüge über eine 

fundierte Schulbildung sowie kaufmännische Fähigkeiten und sei aufgrund 

seines dreijährigen Aufenthaltes in Kabul mit den örtlichen Gegebenheiten 

vertraut. 

5	 Gegen dieses Erkenntnis erhob der Revisionswerber Beschwerde an den 

Verfassungsgerichtshof, deren Behandlung mit Beschluss vom 

13. Dezember 2017, E 3990/2017­9, abgelehnt worden ist. Mit Beschluss des 

Verfassungsgerichtshofes vom 19. Dezember 2017, E 3990/2017­11, wurde die 

Beschwerde über nachträglichen Antrag des Revisionswerbers dem 

Verwaltungsgerichtshof zur Entscheidung abgetreten. 

6	 Am 28. Dezember 2017 brachte der Revisionswerber beim BVwG die 

vorliegende außerordentliche Revision ein, in der ­ zusammengefasst ­ geltend 

gemacht wird, das BVwG habe die individuelle Bedrohung des 

Revisionswerbers im Herkunftsgebiet nur äußerst mangelhaft ermittelt und 

wesentliche Beweisergebnisse außer Acht gelassen. Dadurch seien tragende 

Grundsätze des Verfahrensrechts verletzt worden. Auch die 

Alternativbegründung einer inländischen Fluchtalternative sei qualifiziert 

rechtswidrig und stütze sich auf ein unschlüssiges Gutachten. Es werde 

rechtlich nicht beachtet, dass es wegen des der inländischen Fluchtalternative 

innewohnenden Zumutbarkeitskalküls näherer Feststellungen über die konkrete 

Lage des Revisionswerbers bei Rückkehr nach Kabul bedurft hätte. Aufgrund 

der dortigen sozioökonomischen Gegebenheiten könne vom Revisionswerber 

vernünftigerweise nicht erwartet werden, sich in diesem Ausweichgebiet 

tatsächlich niederzulassen. 
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Der Verwaltungsgerichtshof hat erwogen: 

7 Die Revision ist zur weiteren Klärung der Rechtslage in Bezug auf die 

Zumutbarkeit einer innerstaatlichen Fluchtalternative zulässig. Sie ist jedoch 

nicht begründet. 

8	 Im vorliegenden Fall geht das BVwG vorrangig davon aus, dass dem
 

Revisionswerber in seiner Heimatprovinz Kapisa keine asylrelevante
 

Verfolgung droht und er dorthin auch zurückkehren könnte, ohne
 

internationalen Schutz zu benötigen. Ob das BVwG, wie die Revision
 

behauptet, bei dieser Beurteilung tragende Verfahrensgrundsätze außer Acht
 

gelassen hat, muss hier nicht behandelt werden.
 

9	 Schon die Hilfsbegründung des angefochtenen Erkenntnisses, der 

Revisionswerber finde jedenfalls in der afghanischen Hauptstadt Kabul eine 

zumutbare innerstaatliche Fluchtalternative vor, trägt nämlich das Ergebnis der 

Entscheidung. 

10	 § 11 Abs. 1 AsylG 2005 legt als Voraussetzungen für die Annahme einer 

innerstaatlichen Fluchtalternative fest, dass dem Asylwerber in einem Teil 

seines Herkunftsstaates vom Staat oder sonstigen Akteuren, die den 

Herkunftsstaat oder einen wesentlichen Teil des Staatsgebietes beherrschen, 

Schutz gewährleistet werden und ihm der Aufenthalt in diesem Teil des 

Staatsgebietes zugemutet werden kann. Schutz ist nach dem zweiten Satz dieser 

Norm gewährleistet, wenn in Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates 

keine wohlbegründete Furcht nach Art. 1 Abschnitt A 

Z 2 Genfer Flüchtlingskonvention vorliegen kann und die Voraussetzungen für 

die Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten (§ 8 Abs. 1 

AsylG 2005) in Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates nicht gegeben sind. 

11 Mit dieser Norm macht der österreichische Asylgesetzgeber von der in Art. 8 

Abs. 1 der Richtlinie 2011/95/EU (Statusrichtlinie) eröffneten Möglichkeit 

Gebrauch, dem Asylwerber keinen internationalen Schutz zu gewähren, sofern 

er in einem Teil seines Herkunftslandes keine begründete Furcht vor 

Verfolgung hat oder keine tatsächliche Gefahr, einen ernsthaften Schaden zu 

erleiden, besteht (lit. a) oder Zugang zu Schutz vor Verfolgung oder 
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ernsthaftem Schaden gemäß Art. 7 Statusrichtlinie hat (lit. b), und er sicher 

und legal in diesen Landesteil reisen kann, dort aufgenommen wird und 

vernünftigerweise erwartet werden kann, dass er sich dort niederlässt. 

12	 § 11 AsylG 2005 unterscheidet nach seinem klaren Wortlaut zwei getrennte 

und selbständig zu prüfende Voraussetzungen der innerstaatlichen 

Fluchtalternative. Zum einen ist zu klären, ob in dem als innerstaatliche 

Fluchtalternative ins Auge gefassten Gebiet Schutz vor asylrechtlich relevanter 

Verfolgung und vor Bedingungen, die nach § 8 Abs. 1 AsylG 2005 die 

Gewährung von subsidiärem Schutz rechtfertigen würden, gegeben ist. 

Demgemäß verbietet sich die Annahme, der Schutz eines Asylwerbers sei 

innerstaatlich zumindest in einem Teilgebiet gewährleistet, jedenfalls dann, 

wenn in dieser Region Verhältnisse herrschen, die Art. 3 EMRK 

widersprechen. 

13	 Zum anderen setzt die Annahme einer innerstaatlichen Fluchtalternative 

voraus, dass dem Asylwerber der Aufenthalt in diesem Gebiet zugemutet 

werden kann. Die Zumutbarkeit des Aufenthaltes ist daher von der Frage der 

Schutzgewährung in diesem Gebiet zu trennen. Selbst wenn in dem 

betreffenden Gebiet also keine Verhältnisse herrschen, die Art. 3 EMRK 

widersprechen (oder auf Grund derer andere Voraussetzungen des § 8 

Abs. 1 AsylG 2005 für die Zuerkennung von subsidiärem Schutz erfüllt wären), 

wäre eine innerstaatliche Fluchtalternative bei Unzumutbarkeit des 

Aufenthaltes in diesem Gebiet zu verneinen. 

14	 Im Sinne einer unionsrechtskonformen Auslegung ist das Kriterium der 

„Zumutbarkeit“ nach § 11 Abs. 1 AsylG 2005 gleichbedeutend mit dem 

Erfordernis nach Art. 8 Abs. 1 Statusrichtlinie, dass vom Asylwerber 

vernünftigerweise erwartet werden kann, sich im betreffenden Gebiet seines 

Herkunftslandes niederzulassen. 

15 In der internationalen Literatur wird zwar am Erfordernis der „Zumutbarkeit“ 

bei der Prüfung des internen Schutzes von Asylwerbern vereinzelt Kritik geübt 

(vgl. etwa Hathaway/Foster, The Law of Refugee Status2 [2014], 350 ff). Das 

Kriterium der Zumutbarkeit ist ungeachtet dessen in der Staatenpraxis vielfach 

Verwaltungsgerichtshof 

Judenplatz 11, 1010 Wien 

www.vwgh.gv.at ­ DVR: 0000141 

http:www.vwgh.gv.at


   
     

 
     

 

       

       

                     

                       

         

                 

                     

       

                     

                     

                 

                   

                   

                   

                       

                 

                         

                 

                     

             

           

                 

                 

               

               

                 

                 

               

                   

         

                           

                   

                 

Ra 2018/18/0001­5 
23. Jänner 2018 

5 von 8 

anerkannt, findet sich ­ wie dargestellt ­ sowohl im einschlägigen Unionsrecht 

als auch im österreichischen nationalen Recht und wird vom UNHCR in seinen 

Auslegungshilfen zur Genfer Flüchtlingskonvention angeführt 

(vgl. insbesondere die Richtlinien des UNHCR zum internationalen Schutz 

Nr. 4 „Interne Flucht­ und Neuansiedlungsalternative“ vom 23. Juli 2003 [im 

Folgenden: Richtlinien Nr. 4]). 

16	 Nach allgemeiner Auffassung soll die Frage der Zumutbarkeit danach beurteilt 

werden, ob der in einem Teil seines Herkunftslandes verfolgte oder von 

ernsthaften Schäden (iSd Art. 15 Statusrichtlinie) bedrohte Asylwerber in 

einem anderen Teil des Herkunftsstaates ein „relativ normales Leben“ ohne 

unangemessene Härte führen kann (vgl. etwa UNHCR Richtlinien Nr. 4., 

Rz 22 ff; Marx, Handbuch zur Qualifikationsrichtlinie [2009], 226 ff). 

17	 Dabei ist auf die allgemeinen Gegebenheiten des Herkunftsstaates und auf die 

persönlichen Umstände der Asylwerbers zum Zeitpunkt der Entscheidung über 

den Antrag abzustellen (§ 11 Abs. 2 AsylG 2005; vgl. auch die im 

Wesentlichen gleichlautenden Vorgaben des Art. 8 Abs. 2 Statusrichtlinie). 

18	 Marx (a.a.O., 227) argumentiert, die zentrale Frage laute, ob bei 

Berücksichtigung sämtlicher konkreter Umstände des Einzelfalles unter 

Berücksichtigung der allgemeinen Gegebenheiten vom Asylwerber 

vernünftigerweise verlangt werden könne, einen anderen Ort innerhalb seines 

Herkunftslandes aufzusuchen. Der dort zur Verfügung stehende Schutz müsse 

angemessen und erreichbar sein. Zusätzlich zu konkreten Sicherheitsfragen 

erfordere dies eine Berücksichtigung grundlegender ziviler, politischer und 

sozioökonomischer Rechte. Kontroversen kämen indes auf, wenn es um 

konkrete Fragen, wie etwa den Zugang zu angemessenen Arbeitsmöglichkeiten 

und um soziale Unterstützung gehe. Insoweit bestehe lediglich 

Übereinstimmung, dass die soziale und wirtschaftliche Existenz am Ort der 

innerstaatlichen Schutzalternative sichergestellt sein müsse. 

19 Der UNHCR formuliert in seinen Richtlinien Nr. 4, Rz 24 ff, dass die 

Beantwortung der Frage, ob dem Asylwerber ein Aufenthalt in einem 

bestimmten Gebiet des Herkunftsstaates zugemutet werden kann, von mehreren 
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Faktoren abhängt. Dazu müssten die persönlichen Umstände des Betroffenen 

(einschließlich allfälliger Traumata infolge früherer Verfolgung), die 

Sicherheit, die Achtung der Menschenrechte und die Aussichten auf 

wirtschaftliches Überleben in diesem Gebiet beurteilt werden. Zum Aspekt des 

wirtschaftlichen Überlebens führt der UNHCR u.a. aus, dass ein 

voraussichtlich niedrigerer Lebensstandard oder eine Verschlechterung der 

wirtschaftlichen Situation keine ausreichenden Gründe seien, um ein 

vorgeschlagenes Gebiet als unzumutbar abzulehnen. Die Verhältnisse in dem 

Gebiet müssten aber ein für das betreffende Land relativ normales Leben 

ermöglichen. Wäre eine Person in dem Gebiet etwa ohne familiäre Bindungen 

und ohne informelles soziales Netzwerk, sei eine Neuansiedlung 

möglicherweise nicht zumutbar, wenn es der Person nicht auf andere Weise 

gelingen würde, ein relativ normales Leben mit mehr als dem bloßen 

Existenzminimum zu führen. 

20	 Der Verwaltungsgerichtshof hält fest, dass die Frage der Sicherheit des 

Asylwerbers in dem als innerstaatliche Fluchtalternative geprüften Gebiet des 

Herkunftsstaates selbstverständlich wesentliche Bedeutung hat. Es muss mit 

ausreichender Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen werden können, dass der 

Asylwerber in diesem Gebiet Schutz vor asylrechtlich relevanter Verfolgung 

und vor Bedingungen, die nach § 8 Abs. 1 AsylG 2005 die Gewährung von 

subsidiärem Schutz rechtfertigen würden, findet. Sind diese Voraussetzungen 

zu bejahen, so wird dem Asylwerber unter dem Aspekt der Sicherheit 

regelmäßig auch die Inanspruchnahme der innerstaatlichen Fluchtalternative 

zuzumuten sein. 

21	 Im Übrigen hat der Verwaltungsgerichtshof in seiner jüngeren Rechtsprechung 

bereits erkannt, dass eine schwierige Lebenssituation (bei der Arbeitsplatz­ und 

Wohnraumsuche sowie in wirtschaftlicher Hinsicht), die ein Asylwerber bei 

Rückführung in das als innerstaatliche Fluchtalternative geprüfte Gebiet 

vorfinden würde, für sich betrachtet nicht ausreicht, um eine innerstaatliche 

Fluchtalternative zu verneinen. Mit Bezug auf die Verhältnisse in Afghanistan 

wurde ausgeführt, es könne zutreffen, dass ein alleinstehender Rückkehrer ohne 

familiären Rückhalt und ohne finanzielle Unterstützung in der afghanischen 
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Hauptstadt Kabul (anfangs) mit wirtschaftlichen Schwierigkeiten konfrontiert 

sei. Soweit es sich aber um einen jungen und gesunden Mann, der über 

Schulbildung und Berufserfahrung verfüge, handle, sei ­ auf der Grundlage der 

allgemeinen Länderfeststellungen zur Lage im Herkunftsstaat ­ nicht zu 

erkennen, dass eine Neuansiedlung in Kabul nicht zugemutet werden könne. 

Dies stehe auch im Einklang mit der Einschätzung der UNHCR­Richtlinien zur 

Feststellung des Internationalen Schutzbedarfs afghanischer Asylsuchender 

vom 19. April 2016, denen zufolge es alleinstehenden, leistungsfähigen 

Männern im berufsfähigen Alter ohne spezifische Vulnerabilität möglich sei, 

auch ohne Unterstützung durch die Familie in urbaner Umgebung zu leben 

(vgl. VwGH 8.8.2017, Ra 2017/19/0118). 

22	 Auch der Verfassungsgerichtshof hat in einem jüngst ergangenen Erkenntnis 

vom 12. Dezember 2017, E 2068/2017, ausgesprochen, dass einem gesunden 

Asylwerber im erwerbsfähigen Alter, der eine der Landessprachen 

Afghanistans beherrsche, mit den kulturellen Gepflogenheiten seines 

Herkunftsstaates vertraut sei und die Möglichkeit habe, sich durch 

Gelegenheitstätigkeiten eine Existenzgrundlage zu sichern, die 

Inanspruchnahme einer innerstaatlichen Fluchtalternative in Kabul zugemutet 

werden könne, und zwar selbst dann, wenn er ­ wie im entschiedenen Fall ­

nicht in Afghanistan geboren worden sei, dort nie gelebt und keine 

Angehörigen in Afghanistan habe, sondern im Iran aufgewachsen und dort in 

die Schule gegangen sei. 

23	 Dem ist lediglich hinzuzufügen, dass bei dieser Sichtweise dem Kriterium der 

„Zumutbarkeit“ neben jenem der Gewährleistung von Schutz vor 

Verhältnissen, die Art. 3 EMRK widersprechen, durchaus Raum gelassen wird. 

Um von einer zumutbaren innerstaatlichen Fluchtalternative sprechen zu 

können, reicht es nicht aus, dem Asylwerber entgegen zu halten, dass er in 

diesem Gebiet keine Folter oder unmenschliche oder erniedrigende Behandlung 

zu erwarten hat. Es muss ihm vielmehr ­ im Sinne des bisher Gesagten ­

möglich sein, im Gebiet der innerstaatlichen Fluchtalternative nach allfälligen 

anfänglichen Schwierigkeiten Fuß zu fassen und dort ein Leben ohne unbillige 

Härten zu führen, wie es auch andere Landsleute führen können. 
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24 Ob dies der Fall ist, erfordert eine Beurteilung der allgemeinen Gegebenheiten 

im Herkunftsstaat und der persönlichen Umstände des Asylwerbers. Es handelt 

sich letztlich um eine Entscheidung im Einzelfall, die auf der Grundlage 

ausreichender Feststellungen über die zu erwartende Lage des Asylwerbers in 

dem in Frage kommenden Gebiet sowie dessen sichere und legale 

Erreichbarkeit getroffen werden muss (vgl. dazu nochmals VwGH 8.8.2017, 

Ra 2017/19/0118, mwN). 

25	 Im vorliegenden Fall begegnet die Einschätzung des BVwG, der 

Revisionsweber finde aufgrund der aufgezeigten Umstände des Einzelfalles in 

der afghanischen Hauptstadt Kabul eine zumutbare innerstaatliche 

Fluchtalternative vor, unter Bedachtnahme auf die bisherigen Ausführungen 

keinen Bedenken (vgl. auch die Ablehnung der Beschwerde an den 

Verfassungsgerichtshof, Rz 5). 

26	 Soweit die Revision rügt, die Einschätzung des BVwG zur Lage in Kabul 

stütze sich auf ein unschlüssiges Gutachten des Sachverständigen Mag. M., ist 

ihr entgegen zu halten, dass sich das Verwaltungsgericht bei seiner Beurteilung 

zu den allgemeinen Gegebenheiten in der afghanischen Hauptstadt nicht nur 

auf dieses Gutachten, sondern auch auf Länderberichte gestützt hat, denen die 

Revision nicht überzeugend entgegenzutreten vermochte. 

27	 Da somit schon der Inhalt der Revision erkennen lässt, dass die vom 

Revisionswerber behaupteten Rechtsverletzungen nicht vorliegen, war die 

Revision ohne weiteres Verfahren in nichtöffentlicher Sitzung gemäß § 35 

Abs. 1 VwGG als unbegründet abzuweisen. 

W i e n , am 23. Jänner 2018 
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